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Die Lausanner Richter entscheiden über 
den Lehrplan 21 und die Fremdsprachenfrage. 
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Aflllja Burri 
Ber~ 

Nach ersten kantonalen Abstimmungen 
über den Lehrplan 21, der erstmals für 
alle Deutschschweizer Schulkinder die 
gleichen Lernziele vorgeben soll, müssen 
sich nun auch die Bundesrichter mit dem 
Thema befassen. Lehrplangegner aus 
dem Kanton Schwyz haben eine Be­
schwerde eingereicht. Sie wehren sich 
gegen den Entscheid des Schwyzer Kan­
tonsrats, der im November ihre Initiative 
gegen den Lehrplan21 für ungültig er­
ldärt hatte. Unter anderem verstosse das 
geforderte Referendumsrecht bei der 
Einführung neuer Lehrpläne gegen die 
Kantonsverfassung, befand das Parla­
ment. Diese Argumentation können die 
Initianten nicht nachvollziehen: «Berech- · 
tigte demokratische Forderungen wur­
den mit juristischen Spitzfindigkeiten 
ausgetrickst», sagt Irene Herzog-Feusi, 
Präsidentin des Initiativkomitees. Man 
hoffe, dass die Richter. die Initiative zu­
mindest teilweise für gültig erldären. 

Auch zum Fremdsprachenunterricht 
wird sich das Bundesgericht äussern 
müssen. Die Sprachenorganisation Pro 
Grigioni Italiano ist an die Lausanner 
Richter gelangt. Ihr Ziel: Die Bündner 
Fremdspracheninitiative soll für ungül­
tig erklärt werden. Sie will die zweite 

obligatorische Fremdsprache in der Pri­
marschule streichen und als erste 
Fremdsprache Englisch oder Deutsch 
vorschreiben. Das kantonale Verwal­
tungsgericht hatte die Initiative im Mai 
für gültig befunden. Das gehe nicht an, 
finden die Beschwerdeführer: «Die Ini­
tiative führt unweigerlich zu einer Privi­
Iegierung der deutschen und einer. nicht 
zu rechtfertigenden Diskriminierung 
der italienischen und rätoromanischen 
Sprachen», sagt Staatsrechtler Andreas 
Auer, der die Beschwerde verfasst hat. 

Selbst wenn die beiden Volksinitiati­
ven vorn Bundesgericht gestoppt wer­
den, stehen die nächsten Abstimmun­
gen an: In sechs Kantonen, darunter Zü­
rich und Aargau, wird sich das Stimm­
volk zum Lehrplan21 äussern können. 
In drei weiteren Kantonen sammeln Ini­
tianten noch Unterschriften. Zur Frage, 
ob Primarschüler wieder nur noch eine 
Fremdsprache lernen sollen, finden Ab­
stimmungen in Baselland, Luzern und 
Zürich st<J.tt. Ob die Bundesgerichtsent­
scheide auch andere Volksinitiativen 
verhindern könnten, ist offen. Die Be­
dingungen von Schwyz und Graubünden 
unterscheiden sich von der Ausgangs­
lage in den anderen Kantonen. «Das 
Bundesgericht könnte aber die Gelegen­
heit nutzen, um allgemeine Überlegun­
gen anzustellen», sagt Auer. - Seite 3 ;/ 

Frankreich deklassiert Island 
Das. isländische EM-Märchen fand ges­
tern im Viertelfinal gegen Gastgeber 
Frankreich ein jähes Ende. Bereits nach 
12 Minuten erzielte Olivier Giroud den 
Führungstreffer für Les Bleus. Nach wei­
'.eren Treffern von Pogba, Payet und 
}riezmann gelang qen Isländern in der 
56. Minute durch Sigthorsson zwar der 
~rste Treffer. Drei Minuten danach 
~öpfte Giroud aber bereits wieder fifr die 
1ranzosen zum 1:5 ein. Kurz vor Spiel-
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schluss verkürzte Birldr Bjarnason, der 
beim FC Basel unter Vertrag steht, 
schliesslich zum Endresultat von 2:5. 

Bereits am Samstag besiegte Deutsch­
land Italien nach einem spannenden 
Penaltyschiessen mit 6:5. Deutschland 
wird im Halbfinal auf Frankreich treffen. 
Die Deutschen werden dort auf Maria 
Gomezverzichten müssen. Für den Stür­
mer ist die EM wegen einer Oberschen­
kelverletzung zu Ende. (TA)~ Seite 27, 28 

Kownmentare Analysen 

D:rei u.nbeschvverte 'f 21ge 

Mehr als zwei Millionen Menschen haben .a 
und liessen sich auch durch zeitweilige Re! 
Schweizer Volksfest verlief insgesamt sehr J 

Der Bund fässt Biichei· 
im Ausland. dn.1.cken 
Das Statistische Jahrbuch der Schweiz ist 
mit über 600 Seiten ein Riesenwälzer. 
Der lukrative Druckauftrag wurde aber 
nicht an ein einheimisches Unterneh-

Vofü hat wenig z1 
I11<e1J1en Zün:he.ir lH 
Die Stadt Zürich 
Hochschulquarti, 
projekt, das Millia 
wird es darüber fo 



Abstriche JUJ.l"4"-'H' 

Mit dem Lehrplan 21 soll der Unterricht in der Deutschschweiz einheitlich werden. rne CVP nähert sich d.er ! 
an: Sie schfägt zur Refon 
der Alltersvorsorge einen 
Kompromiss vor. Renten 
Jahrgänge müssten dabe 
Konzessionen eingehen. 

BHdungsforscher RudolfKünzU erklärt, wie es zu so vielen Volksinitiativen dagegen kommen konnte. 

li\Jllit IRilld@l·f Ki11J1rn:di 
lbuja 18111l!'ri 

Wairl.llm gibt es Jin. so vielen. Kan.ton.en. 
idlerairt hairtn.ädci.ge JLehrJP>fa.n.gegn.er? 
Der Lehrplan 21überfordert viele: Lehr­
personen, Politiker, Eltern. 

Wie kommen. Siie darallllf? 
Der I;ehrplan 21 ist Hunderte ·seiten dick 
un.d gibt den Lehrpersonen im Detail vor, 
welche Kompetenzen sie mit den Schü­
lern erarbeiten sollen. Dieses umfas- · 
sende didaktische Regelwerk eignet skh 
nicht als Objekt einer öffentlichen Dis­
kussion. Es ist nicht sinnvoll, Kompeten­
zen und Kompetenzmodelle in der poli­
tischen Arena klären zu wollen. Gleich­
zeitig steht der Lehrplan 21 aber auch für 
ein neues Verständnis von Schule und 
Unterricht. Die Frage, was zum Bildungs­
auftrag der Schule gehört, ist hingegen 
wichtig. Man sollte sie nicht einer Gruppe 
pädagogischer Fachleute überlassen. Sie 
muss öffentlich diskutiert werden. 

]D)armn lbJ.aben die ]D)elll!tschschweiizer 
JErziiehm11gsdfureilrtoren auch eiorl.e 
öffeID1diiche Kommltall:foJill. orgamsiiert, 
lbiei idler sich rulle äm,seim koJill.Jill.11:W. 
Ja, aber der Lehrplan 21 in seiner heuti­
gen Form eignet sich eben nicht für eine 
breite öffentliche Diskussion. Vor lauter 
didaktischen Details sieht man die gros­
sen Linien nicht mehr. Dabei ist genau 
dies das Bedürfnis: die grossen Linien 
der künftigen Schule zu diskutieren. 
Welche Fächer braucht es? Wie stark 
muss sich die Schule zum Beispiel dem 
Medienwandel anpassen? Wallen wir die 
Lerninhalte verbindlich vorgeben oder 
eben das angewandte Wissen, die Kom­
petenzen, in den Fokus stellen? Wie weit 
geht der Erziehungsauftrag der Schule? 

]D)Jie JLehrplaJill.Jill.llacher smd aber alll!f 
JKrlitlik eiin.gegan.geID1 lll!ndl lmalbeJill. den 
JLehrpfaIDl 2JI. eID1tschlackt. 
Genau dieses Zurückbuchstabieren mit­
ten im Prozess war nicht gut. Es hat die 
Kritiker in ihren Zweifeln bestätigt. Als 
die Lehrplan-Verantwortlichen merk­
ten, dass sie zu viel in den Lehrplan 
hineingepackt hatten, begannen sie, 
dessen Bedeutung kleinzureden. Plötz­
lich hiess es, der Lehrplan 21 verändere 
gar nicht vi~l und gebe mir Leitplanken 
vor. Diese Kommunikation - in Kombina-
1.ion mit der Geheimhaltung vor der Kon­
sultation -.macht misstrauisch. 

Was Jmätte man. Sl(J)Jill.St tu.m Sl(])lllleID1? 
Die Verantwortlichen hätten den unter­
schiedlichen Bedürfnissen Rechnung tra­
gen müssen: Es braucht eine öffentliche 
Debatte über das Verständnis von Schule 
und ihres Bildungsauftrags. Danach muss 
dieser Auftrag in einem professionellen 

· Diskurs umgesetzt werden. 

Wie lbJ.ätteJill. si.e diese Delbaltt<.m 
v0>ID1eiiJill.aID1der treJill.Jill.eJill. woll.lleJill.? 
Für die öffentliche Debatte hätte ein 
sdtlanker Bildungsplan genügt, der die 
Frage beantwortet: Wo soll unsere 
Schule hin, und was sollen Schülerinnen 
und Schüler am Ende der Schulzeit kön­
nen? Dieser Bildungsplan hätte dann den 
Experten, Lehrpersonen und Schul­
leitern als Basis dienen körinen. Der 

· Lehrplan 21 mischt ~ich sehr stark ein, er 
beschreibt einzelne Unterrichtsziele 
statt die Schulstrul<turen. Er ist das Re­
sultat eines politischen und didaktischen 
Übereifers. Man hat zu viel gewollt. 

Wo lmIDllrret stell.lleJill. Sie dfteseJill. 
Übereifer fest? 
Der politische Übereifer bestand darin, 
dass man die Schulsysteme harmonisie­
ren wollte, indem man messbare und ver­
gleichbare Lernergebnisse formulierte. 
Der didaktische Übereifer glaubt, kultu­
rell etablierte Disziplinen und Wissens­
ordnungen neu definieren zu können. 

]D)as mii.i.sseJill. Sie erklläiren. 
Ein Beispiel ist die Idee, Fächer wie Phy­
sil<, Chemie und Biologie unter dem Ti­
tel Natur und Technik zusammenzufas­
sen. Für die unteren Schulstufen mag 
die(, gut sein und ist dort ja auch Tradi-
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cz:::::J Keine.Initiative zum Lehrplan 21 (LP 21) 
Initiative zum Lehrplan 21 geplant, hängig oder angenommen 

i:::::=J Nicht betroffen, da ausschliesslfch französisch-bzw. italienischsprachig 

0. Eine Fremdspracheninitiative ist hängig oder 
der Kanton weicht bereits vom Sprachen-
kompromiss der EDK ab (1. Fremdsprache 
ab 3. Klasse, 2. Fremdsprache · 
ab 5. Klasse) 
Keiiie Spreclnblase: 
Kompromiss wird 
eingehalten 

* Die Einführung des Lehrplans 21 ist geplant, aber noch nicht beschlossen 
*" Der Schwyzer Kantonsrat hat die Volksinitiative «Nein zum Lehrplan.21» für ungültig erklärt. Dagegen beschwerten s"tch die Initianten vor Bundesgericht. 

Der Entscheid steht noch aus. 
*"" Nachdem das Bündner Verwaltungsgericht die Fremdspracheninitiative für gültig erklärt hat,. ist die Sprachenorganisation Pro Grigioni ltaliano 

ans Bundesgericht gelangt. Der Entscheid steht noch aus. 

AU11stei1emlle Vollcsabstirm11uU11geU11: 

St. Gallen 
September 2016 
Volksinitiative für den Austritt aus dem 

. Harmos-Konkordat. Fernziel der Initianten: 
Verhinderung LP 21 

Thurgau 
VQrnussiclutfü:11 November 2016 
Volksinitiative «Ja zu einer guten Thurgauer 
Volksschule» (gegen LP 21) 

Aargau 
IFebrnar 2017 VolksiU11föative 
«Ja zu einer guten Bildung. 
Nein zum Lehrplan 21» 

tion. Doch je höher die Schulstufe, desto 
stärker müssen diese Fächer einzeln be­
handelt werden. Die Schüler müssen an 
die Welt, auch an eine wissenschaftliche 
Sicht der Welt, herangeführt ·werden. 
Diese ist nun mal nach Disziplinen wie 
eberi Physil< oder Chemie aufgeteilt. 

Siie spreclmeIDl wie em 
JLehrplan.gegner. 
Nein, verstehen Sie mich bitte nicht 
falsch. Der Lehrplan 21 verfolgt ein Ziel, 
das ich gutheisse: die Harmonisierung 
der Lernziele in den Kantonen. Und da 
hat sich seit der Annahme des Bildungs­
artikels durch das Stimmvolk und· der 
Beschlüsse zum Schulharmonisierungs­
konkordat Harmos einiges getan. 

Nä.Jill.ilich? 
Die Erziehungsdirektoren haben viel er" 
reicht: Die Schulstufen wurden einander 
angeglichen, der Schulbeginn harmoni­
siert, und man hat gemeinsame Grund­
kompetenzen für die Schulsprache, die 
erste Fremdsprache, Mathematik und 
Naturwissenschaften definiert, welche 

Rumdl@!·f 1Kiiill1l:ziö 

Basel land 
m>cil keill11 Termin 
Volksinitiative «Eine Fremdsprache auf 
der Primarstufe genügt» 

Luzern 
noch kein rermill11 
Volksinitiativen «Bildungsreformen vor das Volk» 
und <<Eine Fremdsprache auf Primarstufe» 
(gegen LP 21) 

Schaffhausen 
noch keiU11 Termin 
Volksinitiative «Lehrpläne vors Volkl> 
(gegen LP 21) 

die Schüler erreichen sollen. Der Lehr­
plan 21 hat dazu beigetragen, dass die Bil­
dungsfachleute über die ~<antonsgrenzen · 
hinweg enger zusammenarbeiteten. Das 
ist wertvoll und nicht zu unterschätzen. 

füe ]D)elbattte ii.i.lber dleJill. lLehrpfaIDl 2JI. 
lll!Jill.dl dlellll. JFremdlspracb.eID1llllID1terriicht 
iistl: geprägt VOIDl grossem Miisstralll!ellll. 
zwiisd:D.ellll. deJill. GegnerJill.. Wie koID1ID1te 
es so weiitl: kl(])m.meJill.? 
Die Schule hat sich stark verändert und 
besteht längst nicht mehr bloss aus einer 
Lehrkraft und den Schülern. Die Schul­
administration ist auf allen Ebenen, in 
den Schulhäusern, den Gemeinden, Kan­
ton_en und auf Bundesebene der Konfe-· 
renz der kantonalen Erziehungsdirekto­
ren (EDK) stark gewachsen. Zum Beispiel 
gibt es professionelle Schulleiter oder 
ganze Abteilungen in den Erziehungs­
direktionen, die Reformen aufgleisen. 
Die Universitäten und neu auch die Päd­
agogischen Hochschulen haben stark an · 
Einfluss auf die Schulen gewonnen. Je 
stärker und professioneller diese Schul­
administration wird, desto schwächer 
werden die Verankerung der Schule in 
der Gesellschaft und die Stellung der 
Lehrerschaft. Darin sehe ich den eigent­
lichen Grund für den politischen Wider­
stand gegen den Lehrplan 21. 

Was ist Zllll tl:11.m? 

Solothurn 
1101:li lcei11 Termin 
Volksinitiative «Ja zu einer guten 
Volksschule ohne Lehrplan 2ll> · 

Zürich 
noch kein 'fermo~ 
Volksinitiativen «Lehrplan vors Volk» 
und «Für nur eine Fremdsprache an 
der Primarschule» 

TA-Grafili mrue/Quelle: Recherche TA 

schiedenen Ebenen unseres Schulsys­
tems wieder zu gewinnen. Hilfreich 
wäre auch eine offizielle, gesellschafts­
weit diskutierbare kleine Schrift über 
die Grundlagen und Perspektiven des 
Schul- und Bildungswesens. 

]D)afür wird dlerzeiit iiJill. v:ieileIDl 
JKan.t0>ID1eID1 mteID1siv ii.i.lber die Schllllfo 
disilrntiert. Kst dlas rocht JP>Osirtiv? 
Die Lehrpläne vors Volk oder vor die 
Parlamente zu zerren, ist nicht zielfüh­
rend. Der Streit zum Beispiel im Kanton 
Baselland hat dazu geführt, dass der 
Lehrplan 21 so gestutzt wird, dass der 
Harmonisierungsgedanke · Schaden 
nimmt. In zahlreichen weiteren Kanto­
nen stehen nun Abstimmungen an -
über den Lehrplan selbst oder über die 
Fremdsprachenfrage. Dort überall ist 
die Harmonisierung in Gefahr. 

füe JFremdlsprachellll.frage wirdl aber 
voJill. dellll. lLehrpliillJill.Jill.llacherIDl lbeWlll!sst 
rocht lbeaJill.twortet. ' 
Das ist es ja: Einerseits bestimmt der 
Lehrplan die Ziele des Unterrichts mess­
bar genau, andererseits klammert er ext­
rem wichtige Fragen der Schulharmoni­
sierung - etvva zum Fremdsprachen­
unterricht - aus. So gibt es einige Kantone 
wie Thurgau, Appenzell Innerrhoden 
oder Uri, die sich nicht einmal an den 
Fremdsprachenkompromiss der EDK 
halten wollen. Deshalb werden wir nach 
Abschluss aller kantonalen Abstimmun­
gen .eine neue Schuldebatte brauchen. 

falliliall1l liell'llz 
Bern 

In den nächsten Wochen wi 
Schweiz intensive Dislmssionen ü 
Thema führen, das jede und je 
gendwann betrifft: Es geht um diE 
wie viel Geld einem zur Verfügun 
wenn man alt ist. Gleich zwei Gr, 
jekte zur Altersvorsorge stehen 
politischen Agenda: Im Septemb 
über die Volksinitiative «AHV ph 
schieden, die um zehn Prozent 
AHV-Renten verlangt. Parallel da 
handelt das Parlament eine gras: 
fassende Reform der Vorsorge 
Denn sowohl die erste wie au 
zweite Säule sind in Schwierig 
Einerseits wird es in Zukunft 
mehr Rentner geben. Und ande1 
müssen vor allem die Pensiom 
aufgrund der gesetzlichen Vorsc 
derzeit höhere Renten auszahlen 
es sich leisten können. 

Um das grosse Reformprojekt 
der nationalrätlichen Sozial- rn 
sundheitskommission (SGK) der 
tensiv gerungen. Zwar verabscl 
der Ständerat schon im letzten 
eine Vorlage. Doch die hat für das 
tionalrat sehr starke rechte La1 
SVP und FDP zu viel Schlagseit 
links. Und auch bei den CVP-Ver 
in, der Kommission schien phase 
unklar, wo sie standen - obschm 
Ständerat die CVP war,.die zus;; 
mit der SP die Vorlage prägte. 

C:IJJ.anceJrn aufJEirfolg gestiegi 
Gestern· Sonntag" hat nun die C 
einem von Parteichef Gerhard 
persönlich signierten Comm1 
Klarheit geschaffen: Sie unterstü 
Reformvorlage des Ständerats u 
hert sich damit der Linken an. Da: 
insbesondere, dass sie jede Mögl 
zu einer Erhöhung des Rentenalt 
67 Jahre - wie es die rechten P: 
fordern - aus dem Gesetzestex 
chen will. Und sie willigt in eine . 
clrung der monatlichen AHV-Ren 
70 Franken pro Person ein. Die h, 
AHV-Zahlungen wurden vom Stä 
als Kompensation für die Sparm, 
men in der zweiten Säule erdacb 
soll der Mindestumwandlungssa 
über die Höhe der jährlichen Pe: 
kassenrente entscheidet, von E 
6 Prozent gesenkt werden. Für Ni 
diese Senlmng prioritär, wie er 
Zeitung «Schweiz am Sonntag» er 
Um das Risiko einer Niederlage z· 
mieren, ist er bereit, bei den Ausg 
zahlungen mit der Linken zu pal< 
Die Chance auf ein mehrheitsl 
Reformprojekt wäre damit erstm 
vielen Jahren beträchtlich gestie 1 

Allerdings ist nicht garantier 
der Pakt zustande kommt. Dei 
CVP-Vorschlag produzierte auch 
rer, und zwar in der Babyboom er 
ration. Das gilt zumindest im Diri 
gleich mit der Ständeratsvorlag 
kleine Kammer hat für eine übe1 
generation von rentennahenJahri 
ein komplexes und insgesamt rec 
teilhaftes Spezialregime beschl 
Die Betroffenen bekommen de 
noch nicht in vollem Umfang di< 
massnahmen bei der zweiten S2 
spüren, profitieren aber bereits v, 
zusätzlichen 70 Franken bei de: 
Nun schlägt die CVP vor, dass 
Übergangsgeneration nur die Mei 
mit den tiefsten Einkommen de1 
Zustupf erhalten sollen. Das stö 
der Linl<en auf Widerstand. «Die 
ren Einkommen sind am stärkst, 
Renteneinbussen betroffen», sa 
Ständerat und Gewerkschaftspr~ 
Paul Rechsteiner. «Wer rechnet 
fest: Die diskutierten Modelle f1 
nieren nµr, wenn der AHV-Zuschl 
70 Franken auch Menschen mit 
schnittlichem Lohn zugutekomm 

Der Lehrplanforscher 
(Jahrgang 1941) ist 
Titularprofessor der 
Universität Zürich und 
war Gründungsrektor 
der Pädagogischen 
Hochschule der 
Fachhochschule 
Nordwestschweiz. 

Die Herausforderung für die EDK ist es, 
die Verankerung der Schule in der Ge­
sellschaft zu fördern und das vielfach 
verlorene Vertrauen zvvischen den ver- Losgelöst vom Lehrplan 21. ,.-, /// 

Und auch wenn sich SP und C\i 
gen sollten, kann die Reform noch 
tern. FDP und SVP stellen im Natic 
nämlich die· Mehrheit. 




